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Sehr geehrter Herr Kollege, 

 

beigefügt übersende ich Ihnen die Antwort der Bundesregierung auf Ihre oben genannte 

Schriftliche Frage.  

 

Auf die Einstufung der Antwort als Verschlusssache VS-NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH 

weise ich hin. 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 zu PSts‘in bei der Bundes- 
ministerin der Verteidigung Möller 

BMVg AVL V10424 vom 20. Oktober 2022  
 

Schriftliche Frage 10/156 

 

„Wie viele der deutschen Panzerhaubitzen 2000 sind derzeit für Ausbildung 
und Betrieb verfügbar und wie viele stehen wegen Wartung und Instandset-
zung derzeit nicht dafür zur Verfügung (so genannter Einsatzklarstand)?“ 
 

Die Beantwortung der Frage kann in offener Form nicht erfolgen. Die Einstufung als  

Verschlusssache mit dem Geheimhaltungsgrad VS-NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH ist im 

vorliegenden Fall im Hinblick auf das Staatswohl erforderlich. Nach §2 Absatz 2 Nr. 4 der  

Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum materiellen Geheimschutz (Verschlusssachenanwei-

sung, VSA) vom 10. August 2018 sind Informationen, deren Kenntnisnahme durch Unbe-

fugte für die Interessen der Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer Länder nachteilig 

sein kann, entsprechend einzustufen.  

Die erbetenen Auskünfte sind einstufungsbedürftig, weil sie schutzbedürftige Angaben zu 

Kapazitäten und Fähigkeiten der Deutschen Streitkräfte enthalten. Dies ist im Lichte des  

Ukraine-Krieges besonders sensitiv. 

Eine offene Beantwortung könnte sich daher nachteilig auf die Interessen der Bundes- 

republik Deutschland auswirken. 

 




